
Aktenzeichen:

5.31.155151

Verkündet

am 17. Juli 1962

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 8. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 17. Juli 1962 in Berlin,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident S t e n g e 1

als Vorsitzender,

Bundesrichter P e t e r s e n und

Bundesrichter Dr..R o t t m a n n
als weitere Berufsrichter,’

Bundessozialrichter B a r t h und

Bundessozialrichter 'Dr. W e l t e r s b a c h

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 7. Dezember 1960

_wird_zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen.
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Auf den Versorgungsantrag des Klägers hat das Versorgungsamt

(VersorgA) — gestützt auf die Gutachten der Fachärzte für

Neurologie und PSychiatrie Dr. We:::=.vom 15. Februar 1951

sowieProf. Dr. St=:::t undDr. N::==:=:=vom10.Mai1951
— durch den vorläufigen Bescheid vom 18. Juli 1951 auf Grund

des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und des Berliner Kriegs—

versorgungsgesetzes Hirnverletzung mit Hirnkrampfanfällen

-als Schädigungsfolge, hervorgerufen durch schädigende Ein—

wirkungen im Sinne des 5 1 BVG, anerkannt und Rente nach

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 70 V.H. ge—
währt. Dieser Bescheid ist durch den vom 18. Oktober 1951

— zugestellt am 23. Oktober 1951 — als endgültig bezeichnet
Worden mit dem Hinzufügen, die weiter als Gesundheitsschä—

den durch Kriegseinwirkung geltend gemachten Leiden, nämlich

chronische Siebbeinentzündung, chronische Magen— und Zwölf—

fingerdarmentzündung, Nervenlähmung beider Beine; Sehnerven—

entzündung und inaktive Lungentuberkulose, seien keine Ge—

sundheitsschäden im Sinne der Versorgungsgesetze. Auf den

Einspruch des Klägers erging nach Anhörung des Facharztcs

für innere Krankheiten Dr. =£:i::=-die Einspruchséntschei—

dung vom 31. Januar 1953 und der Ausführungsbcscheid vom
4. März 1953 dahin, daß außer der HirnVerletzung chronische

Magen- und Zwölffingerdarmentzündung_als Schädigungsfolge

anerkannt würden und Rente nach einer Gesamt—MdB um 80 V.H.

gewährt werde.

Der Kläger.hat darauf Klage erhoben. Die Fachärzte für

'Augenkrankheiten Dres. O:::;f:é:;;. K£==;:r und H::i::::

haben auf Veranlassung des Sozialgerichts (SG), des Klägers

(nach % 109 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)und des Be—
klagten Gutachten und Stellungnahmen abgegeben. Durch Ur—

teil VOm 30. September 1955 hat das SG den Beklagten ent—

'sprechend dem Antrag des Klägers verurteilt, unter Abände—
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rung des Bescheides
vom 18. Oktober 1955 und der Einspruchs—

entscheidung vom 31. Januar 1953 als Schädigungsfolgen anzu—
erkennen:

1. Hirnverletzung mit epileptischen Anfällen, vegetative
Regulations— und zentrale Gleichgewichtsstörungen,

2. bestehende und fortschreitende Impotenz,

3. Nachlassen der Sehkraft des rechten Auges auf
1/50—stel der Sehkraft : praktischer Blindheit
rechts,

4. chronische Magen— und Zwölffingerdarmentzündung
mit Deformierung und fortlaufender Geschwürsbildung
im Sinne der Verschlimmerung,

5. zur Zeit inaktive Lungentuberkulosé

und die MdB auf;100 V.H. festzusetzen, Pflegezulage nach Stu—.

fe I zu gewähren und die Mehrverschleißzulage auf monatlich

10‚——°DM zu erhöhen.

Der Beklagte hat Berufung eingelegt. Im Zuge der Vorbereitung

der Berufungsbegründuhg bezeichnete der Oberregierungsmedizi—

nalrat Dr. F:éé am 17. Februar 1956 die Angaben des Klägers

über die Verletzung im Januar 1945 mit anschließender Lähmung

und die Operation als eigentümlich. Daraufhin veranlaßte das

VersorgA ärztliche Untersuchungen und die Beiziehung von Un—

terlagen vom Kränkenbuchlager Berlin, vom Bezirksamt Charlot—

tenburg, vom Senator für Inneres und von der Bundesversichc-

rungsanstalt für Angestellte. Auf Grund dieser Ermittlungen

hat der Beklagte zunäChst « in Ergänzung seiner Berufung —
Widerklage erhoben mit dem Antrage, die Bescheide des_VersorgA

als offenbar anrichtig aufzuheben und den Widerbeklagten zu

verurteilen, alle bisher gewährten Versorgungsbezüge zu er—

statten. Er hat geltend gemacht, der Kläger könne im Januar

1945 nicht in der von ihm beschriebenen weise verwundet wor—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

den sein. Auch die behauptete Flucht Anfang Februar 1945 von

Fraustadt nach Küstrin könne nicht richtig sein. Dazukomme,
daß er auch über seinen beruflichen Werdegang unrichtige

Angaben gemacht habe. Im weiteren Verfahren hat der Beklag—

te sodann diese Widerklage nicht.mehr aufrechtgehalten und,

gestützt auf die ärztlichen Stellungnahmen und Gutachten

des Augenarztes Dr. H::i:::=.vom 29. Oktober 1955, der

Fachärzte für Neurologie und Psychiatrie Dres. R::i::zund
W:£:i: vom 12. November 1955 und 3. Juli 1956, den Anfech—

tungsbescheid vom 31. März 1958 sowie den Bescheid über die

Feststellung Von Beschädigtenbezügen vom gleichen Tage er—

teilt. Dabei hat er ausgeführt, da objektive Unterlagen

über das schädigende Ereignis nicht vorlägen, habe unter—

stellt werden müssen, daß die Angaben bei der Antragstel—

lung und den ärztlichen Untersuchungen der Wahrheit_entspro—

chen hätten. Die nunmehr angestellten Ermittlungen hätten
aber ergeben, daß die Angaben in den wesentlichen Punkten

offenbar unrichtig
gewesen seien und nicht den Tatsachen

hätten entg£redhe■ können. Auch habe der Kläger seit 1940

an
epileptifdrnen Anfällen gelitten, was er verschwiegen

habe. Die Erstanerkennung habe auf völlig falschen Voraus—

setzungen beruht, weil der Kläger Tatsachen, die für die

Entscheidung von wesentlicher Bedeutung gewesen seien,

falsch angegeben oder verschwiegen habe. Aus diesen Gründen

würden die Anerkennung der Hirnverletzung mit HirnkramPf—

anfällen und zentralen Gleichgewichtsstörungen sowie die

vom SG zuerkannte Schädigungsfolge der Impotenz aufgehoben.

Die Magenerkrankung sei wesentlich gebessert, der durch

Wehrdiensteinwirkungen verschlimmerte Anteil sei nur noch

mit 10 v.H. zu bewerten. Wegen dieses Leidens und der vom

SG anerkannten, mit der Berufung angefochtenen Schädigunge—

folgen, Nachlassen der Sehkraft des rechten Auges und in—

aktiver Lungentuberkulose, stehe ab 1. Juni 1958 Rente nach

’einer MdB um 30 V.H. zu. Im Verlauf des Berufungsverfahrens

hat das LSG weitere Auskünfte der Deutschen Dienststelle für
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die Benachrichtigung der nächsten Angehörigen über die Zuge-

hörigkeit des Klägers zu Truppenteilen und seine Lazarett—

aufcnthalte eingeholt und dem Kläger wiederholt Gelegenheit

zur Stellungnahme über seinen beruflichen Werdegang, seinen

Kriegsdienst, seine Lazarettaufenthalte, die Verwundung vom

Januar 1945 samt Schilderung über deren Folgen und seine

Flucht von Fraustadt nach Küstrin gegeben. Ferner hat das
Berufungsgericht den Medizinalrat Dr. N:i::-als Sachverstän—

digen über das Magenleiden des Klägers und die hierdurch be—
gründete MdB und als Zeugen den praktischen Arzt Dr. ::::::

sowie die Zeugin G::rzz:-gehört. Der Oberarzt der_neurologisch—

psychiatrischen Abteilung des Städt. Krankenhauses Neukölln

in Berlin—Buckow Dr. N::::::::-hat auf Veranlassung des Beru—

fungsgerichts das Gutachten vom 18. März 1959 erstattet. Auf

Antrag des Klägers hat das LSG gemäß 5 109 SGGweiterhin das

Gutachten des Chefarztes der Nervenabteilung am Moabiter Kran—

kenhaus Dr. B=:==:'vom 12. Juli 1960 beigézogén, welchem der

Beklagte mit der nervenfachärztlichen Stellungnahme des Pach—

arztes für Neurologie und Psychiatrie Dr. W::i:=:vom 13. Okto—

ber 1960 entgegengetreten ist. Das LSG hat durch Urteil vom 7.
Dezember 1960 auf die Berufung des Beklagten dessen Bescheide

vom 18° Oktober 1951 und 51. Januar 1953 sowie das Urteil des

SG vom 50. September 1955 aufgehoben und den Neufeststellungs—

bescheid vom 31.* März 1958 dahin abgeändert, daß der Beklagte

verurteilt wird■ als Schädigungsfolge chronische Magen— und
Zwölffingerdarmentzündung mit Deformierung und Geschwhrsbil—
dung im Sinne der Verschlimmerung anzuerkennen und Versorgung

nach einer MdB um 30 V.H. seit dem 1. Oktober 1950 zu gewäh-

ren. Es hat die Revision Zugelassen, weil es sich bei der Aus-

legung der 55 42, 45 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG)

um eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung handele. In -
den Gründen hat es ausgeführt, der Beklagte habe die Prüfung

des anerkennenden Bescheides vom 18. Oktober 1951 innerhalb

der Fünfjahresfrist des 5 43 VeerG eingeleitet, weil nach

“der Stellungnahme des Oberregierungsmediz■nalrats Dr. Falk
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vom 17, Februar 1956 das Vers0rgA unverzüglich tätig gewor—

den sei und innerhalb einer Frist von drei Monaten die wei—

teren Ermittlungen in medizinischer Hinsicht und die Heran—

ziehung von Akten veranlaßt habe, aus denen die Unrichtig—

keit der Angaben des Klägers sich ergeben haben. Die Behaup—

tung des Klägers im Rentenantrag über die Anerkennung der
Versehrtenstufe IV sei unrichtig gewesen; denn es sei nach

den Erfahrungen ausgeschlossen, daß das VersorgA bei der da—

maligen Kriegslage die Verletzung vom Januar 1945 noch habe

‚berücksichtigen können. Die Angaben über die sieben Verwun—

dungen, die Verleihung des Verwundetenabzeichens in Gold

und die Schwere der Verletzung von Januar 1945 könnten eben—
falls nicht zutreffen. Der Kläger könne im Hinblick auf den

Beginn der Offensive im Weichselbogen frühestens am 12.

Januar 1945 verletzt werden sein. Fraustadt sei am 1. Fe—

bruar 1945 Von den Russen besetzt worden. Wenn der Kläger
unmittelbar danach im Lazarett von russischen Ärzten ope—

riert worden sei, müsse er zeitlich in den ersten Tagen des

Februar das Lazarett verlassen haben, um im Hinblick auf die

Entfernung von Fraustadt nach Küstrin Mitte Februar 1945

dort einzutreffen. Es sei ausgeschlossen, daß der Kläger-

bei der winterlichen Kälte und der Schneefülle in dieser

Zeit unmittelbar nach einer schweren Operation den Strapazen

dieses Marsches gewachsen gewesen sei. Ferner seien seine

Angaben in dem Gutachten des Vertrauensarztes Dr. :::: vom

22. Mai 1950, das_er beim Rentenantrag in Abschrift vorge—

legt habe, über seine Hirnverletzung und deren Bestätigung
Kdurch die Charité im Jahre 1948 wissentlich falsch gewesen;

Daß der Kläger nicht glaubwürdig sei, ergebe sich aus den

widersprechenden Angaben über seinen späteren Einsatz als

angeblich Gelähmter bei der russischen Besatzungsmacht, sei—

nen beruflichen Werdegang und im Entnazifizierungsverfahren.

Es sei deshalb gerechtfertigt, von den Angaben des Klägers

nur diejenigen zu berücksichtigen, die durch Zeugen belegt

seien. Danach lasse sich nicht feststellen, daß er im Januar

_ 7 _
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1945 eine Hirnvérletzung mit den von ihm geltend gemachten

Folgen erlitten habe. Nach den ärztlichen Gutachten sei

durch die Verwundung im Jahre 1945 die Erwerbsfähigkeit

nicht mehr meßbér eingeschränkt. Deshalb seien die Anerken—

nung der Hirnverletzung und die Verurteilung des Beklagten

zur Anerkennung der Impotenz und Nachlassen der Sehkraft zu

Unrecht ergangen. Die Lungentuberkulose sei ebenfalls nicht

feste tellba r. Die angebliche Verwechslung mit seinem Bruder

sei nicht_glaubtürdig. Es bleibe also nur das Magenleiden be—

stehen. Dieses sei dureh Lazarettzeiten belegt. Die MdE sei

insoweit nach Dr. N::::-mit 30 V.H. einzuschätzen. '

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des LSG Berlin vom
7.12.1960 die Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des SG Berlin vom 30.9.1955 als unbegründet zurückzu—

weisen, :

hilfsweise‚
die Sache unter Aufhebung des Berufungs-

urteils zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das LSG Berlin zurückzuverweisen.

Er rügt mit näherer Begründung eine Verletzung der Vorschriften

der 55 42, 43 VéerG sowie @@103 und 128 SGG. Die Fünfjahres—

frist des @ 43 VeerG sei nicht eingehalten, weil es auf die

Zustellung des Anfechtungsbescheides ankommt und nicht auf

die Prüfung von Amts wegen. Der nach @ 43 Abs. 1 Satz 2 VeerG

'und nach den hierzu ergengenen Verwaltungévorschriften erfor—
derliche Vermerk sei nicht zu den Akten .enommen werden. Das

Schreiben des Obermedizinalrats Dr. Falk vom 17. Februar 1956

dinne nicht an die Stelle des Vermerks treten; außerdem sei

dies es Schreiben nicht Zu den Ver-„altungsakten genommen
wor—

den. Zu Unrecht habe das Berufungsgericht auch ausgeführt,

der Kläger sei nicht glaubwürdig. Bevor es festgestellt habe,

die Erteilung eines Verscrgungsbescheides sei im Jahre 1945

nicht mit der allgemeinen Erfahrung vereinbar, habe es weite-

»—8-—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 -

re Beweise erheben müssen durch Vernehmung der Zeugen

St:;£=:, C::=i==:;=.und P#=::‚ der Vorgesetzten des Klägers.

Der Bescheid sei im Februar 1945 der Ehefrau des Klägers zu—
gestellt worden, auch diese habe vernommen werden müssen.

Seine Angaben im Versorgungsantrag seien unrichtig aufge—

faßt werden. Das-LSG habe sein Urteil nicht auf den gesamten
Akteninhalt gestützt, weil es nur Bruchteile der Unterlagen

von der Versicherungsanstalt Berlin—West (VAE) erhalten
habe. Im Januar und Februar 1945 hätten laut Auskunft des

Meteorologischen Instituts Berlin keine ungewöhnlichen Käl—

tegrade und Schneeverhältnisse geherrscht. Diese Unterstel—

lungen des LSG seien nicht richtig. Deshalb seien auch die

daraus gezogenen Schlüsse nicht zutreffend. Vielmehr sei

der Kläger glaubwürdig. Die Untersuchung in der Charité,

bei der eine Psychopathie festgestellt sein solle, sei nicht

eindeutig. Die Gutachten ließen auch eine andere Auslegung

zu._Wenn der Kläger falsche Angaben in seinen Personalakten
und bei der Entnazifizierung gemacht habe, so könnten hieraus

für das vorliegende Verfahren keine ungünstigen Schlüsse

gezogen werden.

Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

‘Er hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend und

tritt den Ausführungen des Klägers entgegen.

Die Revision ist durch Zulassung, gegen deren Rechtsgültig—

keit keine Bedenken bestehen, statthaft (@ 162 Abs. 1 Nr. 1

SGG). Sie ist frist- und formgerecht eingelegt und begründet

worden, so daß sie zulässig ist.

Das Rechtsmittel ist aber nicht begründet.

Im Hinblick auf die Entscheidung des SG war in der Beru—

fungsinstanz zunächst streitig, ob bestehende und fortschrei—

_9_
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tende Impotenz, Nachlassen der Sehkraft des rechten Auges

und inaktive Lungentuberkulose als Schädigungsfolgen aner—
kannt werden müßten. Später Sind nach 5 96 SGGaußerdem der
Anfechtungsbescheid vom 31, März 1958 und der Neufeststel-

lungsbescheid vom gleichen Tage streitig geworden; durch
letzteren war nur die chronische Magen— und Zwölffingerdarm—

entzündung mit geringer Deformierung im Anfangsteil des Zwölf—

fingerdarms els durch eine Schädigung im Sinne des 5 1 BVG

verschlimmert anerkannt geblieben° Infolgedessen hat hier das

LSG zu Recht über den gesamten Streit, nämlich in erster Linie

dcn Anfechtungsbescheid und dann das Vorliegen einer Hirnver-

lctzung und.die weiteren, im Urteil des SG im einzelnen aufge—
führten Schädigungsfolgen mit Ausnahme des Magen— und Zwölffin—

gerdarmleidens, entschieden.

Die Verwaltungsbéhörde hat den Anfechtungsbescheid
vom 51. März

1958 auf @42 Abs. 1 Nr. 3 VéerG gestützt. Nach dieser Vor—
schrift hat die Verweltungsbehörde auf Antrag oder von Amts

wegen Erneut zu entscheidén, wenn Tatsachen, die für die Ent—

scheidung von wesentlicher Bedeutung waren, wissentlich falsch

angegeben oder verschwiegen worden sind. Durch den Anfechtungs—

bescheid hat das VersorgA den Bescheid vom 18° Oktober 1951

hinsichtlich der Hirnverletzung mit Krempfanfällen und zentra—

len Gleichgewichtsstörungen aufgehoben und die zu Unrecht be—

zogenen
Versorguhgsbezüge

zurückgefordert; über die Rückforde—

rung hat es nach Rechtskraft des Verfahrens einen besonderen

Bescheid in Aussicht gestellt. Die Versorgungsverwaltung hat

in dem Anfechtungshescheid nicht zwischen der Zeit vom In—

krafttreten des VeerG an, dem 1. April 1955, und der vorher—

gehenden Zeit unterschieden. 5 42 VeerG bietet für die Zeit
vor dem 1„ April 1955 keine Rechtsgrundlage für die teilwei-

se Aufhebung des früheren Bescheides, da die Rücknahme eines

Bescheides nach @ 42 VerWVG nicht über den Zeitpunkt des In—

krafttretens dieses Gesetzes zurückwirkt (s. Urteil des BSG

vom 26.8.1960 - 11 BV 752/58). Insoweit fehlt es daher an

_ 10 _
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einer ausdrückliChen gesetzlichen Grundlage. Nach der

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) bieten aber

die ergänzend heranzuziehenden Grundsätze des allgemeinen
‘Verwaltungsrechts eine solche ausreichende Rechtsgrundlage.

Die Versorgungsvcrwaltung darf nach diesen Grundsätzen

einen Bescheid, den der Begünstigte durch unwahre Angaben

oder durch Verschweigen von rechtserheblichen Tatsachen
herbeigeführt hat, zurücknehmen und den Sachverhalt neu

prüfen (BSG 13, 232 ff, 257 am Ende und 238 am Anfang).

Mithin gelten für die Beurteilung der Zeit vor und nach dem

1. April 1955 im Ergebnis die gleichen Grundsätze.

Die Verwaltungsbehörde kann nach 5 42 Verw G nur dann er—

neut entscheiden, wenn die Frist des @43 Abs. 1 VeerG
gewahrt ist. Nach dieser Vorschrift hat die Verwaltungs—

behörde bei einem Verfahren von Amts wegen innerhalb einer

Frist von drei Monaten die erneute Prüfung einzuleiten.

Die Brist beginnt gemäß 5 43 Abs. 2 VeerG mit der Kenntnis

des Anfechtungsgrundes; die erneute Prüfung-von Amts wegen
ist nach Ablauf von fünf Jahren vom Tage der Entscheidung

an nicht mehr zulässig. Entgegen der Auffassung der Revi—

sion kommt es also nicht auf die Erteilung des Anfechtungs—

bescheides an, sondern nur auf den Beginn der Prüfung (vgl.

auch BSG13, 232 ff). Hier hat das VersorgA das Schreiben
des Oberregierungsmedizinalrats Dr. :i: vom 17. Februar

1956 zum Anlaß von Ermittlungen gemacht. Daß es einen Ver—

merk über die Notwendigkeit der Ermittlungen nicht zu den

Versorgungsakten genommen hat, ist unschädlich. Ebenso ist

es unschädlich, daß das Schreiben des Dr. Fri: bei den

Handakten des Beklagten verblieben und erst nach Abschluß

des Berufungsverfahrens in Fotokopie der Versorgungsakte

beigeheftet werden ist. Hierdurch ist der Kläger nicht be—

nachteiligt werden. Er hat insoweit weder eine Aktenunter—

drückung oder Aktenfälschung geltend gemacht noch sind

diese ersichtlich. Der Vermerk ist kein notwendiger Bestande

- 11 _
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teil für die Ordnungsmäßigkeit der Prüfung, sondern dient

lediglich dem Nachweis, ob die VersorgungsverWaltung die ihr

durch das VeerG vorgeschriebenen Fristen beachtet hat. Die—

ser Beweis kann aber auch auf andere Weise geführt werden

(vgl. auch Urteil des 11. Senats vom 24. Februar 1961 —'11

EV 552/60). Wie das LSG zutreffend angenommen hat, ist das

Versorgung sverhältnis des Klägers durch den Bescheid vom 18

— zugestellt am 25. — Oktober 1951 festgestellt worden. Auch

der Kläger ist davon ausgegangen. Die Frist von drei Monaten

des 5 45 Abs. 1 Satz 2 VeerG ist gewahrt. Der Lauf dieser

Frist hat mit dem Schreiben des Oberregierungsmedizinalrm

Dr. B‘::: be gonnén. Darauf hat das VersorgA eine nervenfach—

ärztliche Stellungnahme angefordert, welche der Sachverständi—

ge Dr° Wrt:f: am 5. Juli 1956 erstattet hat. Diese Folge von
Daten hat dem LSG für die Feststellung ausgereicht, daß die

Verwaltung innerhalb von drei Monaten nach der Kenntnis von
dem Anfechtungsgrund die erneute Prüfung eingeleitet hat. Hier—

gegen sind begründete Revisionsrügen nicht erhoben, so daß

diese Feststellung nach 5 163 SGG das Revisionsgericht bin—

det. Die Ver sorgungsverwaltung hat aber auch fünf Jahre nach

dem Erlaß des Béscheides vom 18 Oktober 1951 mit der neuen
Frü1ung begonnen. Dies ergibt sich insbesondere aus dem Auf—

trag an die Fotokopierstelle vom 19. Oktober 1956 über die An—

fertigung von
Fötokopien

aus verschiedenen Akten anderer

Dienststellen. Wenn diese am 19. Oktober 1956 bereits zur Po—

tokopie bereit lagen, mußten sie schon einige Tage vorher,

sg:atestens am gleichen Tage, eingegangen und noch früher ange—

103dert worden Sein Diese Anforderungen aber stellen einen ;

Teil der erneuten Prüfung der, so daß
diese

schon vor dem 18.

— jedenfalls aber vor dem 25. — Oktober 1956 eingeleitet ge-

esen ist. Damit sind die formellen Voraussetzungen des 5 43
VeerG erfüllt.

Nach der Auffassung des LSG kann die Angabe des Klägers über

die Zuerkennung der Versehrtenstufe IV Mitte Februar 1945
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nicht richtig sein. Es hat hierzu festgestellt, die Berliner

Versorgungsämter hätten nach ihrer Verlegung aus Berlin nur

noch in besonders gelagerten Ausnahmefällen Beseheide er—
teilt, weil die Heranziehung der Wehrmachtsunterlagen und

eine Untersuchung nicht mehr möglich gewesen seien. Auch

unter Berücksichtigung der_vom Kläger geltend gemachten
besonderen Verbindung zum VersorgA Berlin—Süd erseheine es

unmöglich, daß er sich im Februar 1945 noch mit dieser
@telle in Verbindung habe setzen können, zumal er erst Mit—
te Februar in Küstrin eingetroffen sei. Gegen diese Fest—

stellung wendet sich die Revision. Der Kläger verbleibt bei

seiner Behauptung, den Bescheid über die Umanerkennung nach

der Versehrtenstufe IV im Februar 1945 erhalten zu haben,
weil er eine besondere Verbindung zu dem Hauptmann F::::::‚

dem Leiter des VersorgA Berlin—Süd, gehabt habe. Seine

Rüge, das LSG habe vor seiner Feststellung die Zeugen

St::f:=, :ä:—r:::: und Pi:ä:-vernehmen müssen, greift nicht

durch. Denn die Zeugen sind nur dafür benannt werden, daß

es möglich gewesen sei, im Februar 1945 eine Anerkennung

bevorzugt dureh2uführen und einen Bescheid zu versenden.
Diese allgemein bestehende Möglichkeit hat das LSG nicht

verneint, sondern hat es im vorliegenden Falle als unmög—

lich bezeichnet, daß der Kläger sich noch im Fehr ar 1945

mit dem-VersorgA habe in Verbindung setzen Können. Dies
ist frei von Rechtsirrtum. Denn das LSG ist von der Be—

hauptung des Klägers ausgegangen, er sei unmittelbar nach

seiner Verwundung in das Lazarett Fraustadt geschafft wor—

den. Infolgedessen hätte sein Truppenteil nur die Vernun—

dung, nicht aber die Verletzungsfolgen weiter»nélden kön—

nen,
wéil in diesem Zeitpunkt eine Hirnverletzung noch

nicht festzustellen war. Meldungen des Lazaretts Preustadt

aber konnten nach der vom LSG festgestellten Besetzung

Fraustadt‘s durch die Russen sowie der angeblichen Opera—

tion durch russische Ärzte mit ihren Folgen nicht mehr an

das VerSOrgA gelangen, weil Frau3tadt damals, als sich nach

den Behauptungen des Klägers eine Hirnverletzung ärztlicher—
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seits überhaupt erst hätte feststellen lassen, bereits in

russischen Händen war und eine Verbindung mit dem VersorgA

Berlin nicht mehr bestand. Aus diesen Erwägungen konnte das

LSG ohne Rechtsierstoß von der Vernehmung der Zeugen absehen.

@ 103 SGGist somit nicht verletzt. Soweit die Revision bc—
hauptet, der Bescheid sei an die Ehefrau des Klägers zuge—

stellt'worden, handelt es sich um neues Vorbringen, das in

der Bevisionsinstanz nicht berücksichtigt werden kann.

Die in diesem Zusammenhangerhobene Edge, @ 128 SGGsei ver—
letzt, weil der bei der VAE eingereichte Bescheid vom Jahre

1945 bei dieser verlorengégangen sei und somit nicht in vol—

lem Umfang habe berücksichtigt werden können, greift nicht

durch. Nach @ 128 SGG ist nur erforderlich, daß das Berufungs—

gericht sein Urteil aus dem gesamten Ergebnis des Verfahrens

bildet. Im hier anhängigen Verfahren aber ist — selbst wenn

die Behauptung des Klägers unterstellt wurde — der angebliche

Bescheid vom Februar 1945 nicht vorgelegt worden, denn er war

bereits vorher bei der VAE in Verlust geraten. Deshalb greift

auch die Edge, @ 128 SGG sei verletzt, nicht durch. Infolge—

dessen ist die Entscheidung des LSG, dem Kläger kann vor dem

April 1945 unter Anerkennung von Hirnverletzung und Rücken—

markquetschung Versorgung nach Versehrtenstufe IV nicht ge—

wahrt werden sein, nicht zu =beanstanden.}

Auch die weitere Feststellung des LSG, diese Behauptung sei

wider besseres thsen aufgestellt, ist bedenkenfrei; denn der

Kläger hat aus seinem eigenen Wahrnehmungsbereich Vorgänge und

Tatsachen behauptet, die sich nicht zugetragen haben. Aus allen

diesen Gründen ist die Feststellung des LSG, der Kläger habe

mit seiner mehrfachen Behauptung, ihm sei die Versehrtenstufe

IV und eine Beschädigtenrente von 100 % zuerkannt werden, wie—

sentlich die Unwhhrheit gesagt, unbedenklich. Diese angebliche,

im Antrag vorgebrachte Anerkennung der Hirnverletzung durch das

VersorgA ist aber für das Versorgungsverfahren von wesentlicher

Bedeutung gewesen. '
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Weiter hat das LSG festgestellt, der Kläger habe das Ereig—

nis der Untersuchung in der Charité vom Oktober 1946, wel—
ches der Sachverständige Dr, _:1::::::'i■ seinem Gutachten

vom 18. März 1959 im Wortlaut mitgeteilt hat, wissentlich
Verschwiegen. Der Kläger hat diese Feststellung nicht aus—
drücklich mit der Revision angegriffen. Er hat nur geltend
gemacht, der Untersuchungsbefund der Charité lasse auch

andere Deutungen zu als das LSG vorgenommen habe. Damit

rügt er eine unrichtige Beweiswürdigung. Dieser Verfahrens—

mangel liegt aber nicht vor, denn wenn auch die Beschrif—

tung des Aktendeckels eine andere Auslegung zugelassen haben

mag, so ist jedenfalls die Beurteilung der Nervenärzte der

Charité: "Kein Anhalt für eine stattgehabte cerebrale Ver—

letzung; keinerlei neurologische Ausfallserscheinuhgen; es
finden sich lediglich allgemeine Zeichen vasomotorischer
Labilität", eindeutig. Sie stützen die Feststellung des LSG

über das Ergebnis der Untersuchung in der Charité. Da die—

ses eindeutig ist, und der Kläger es trotz seiner eigenen

Wahrnehmungen anders geschildert hat, hat das Berufungsge-

richt ohne Rechtsverstoß feststellen können, daß der Kläger

über das Ergebnis der Untersuchung in der Charité wissent—

lich falsche Angaben gemacht hat° Insoweit spielt es keine

Rolle, daß die Angaben in der Abschrift des beratungsärzt—

lichen Gutachtens des Nervenfacharztes Dr. R::i:-vom 22°

Mai 1950 enthalten_sind„ Denn der Kläger hat sich in seinem
Antrag auf die Behandlung durch diesen Arzt berufen und hat

damit seine Angaben ihm gegenüber zum Gegenstand des vor—
liegenden Rentenverfahrens gemacht, Gegen die Feststellung

des Berufungsgerichts, der Kläger habe über das Vorliegen

einer Hirnverletzung wissentlich falsche Angaben gemacht,

hat der Kläger sonst keine begründeten Revisionsrügen er—

hoben. Sie binden daher nach 5 163 SGG das Revisionsgc—
richt.

DH somit das LSG zu Recht entschieden hat, daß der Kläger
das Vorliegen einer Hirnverletzung und ihre Anerkennung
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durch das VersorgA vor April 1945 wissentlich falsch angege—
ben hat, konnte es unbedenklich die Voraussetzungen des 5 42

Abs. 1 Nr. 3 VeerG für die Erteilung eines neuen
Bescheides

als erfüllt ansehen.

Demgegenüber fällt nicht ins Gewicht, daß das Berufungsgericht

— wie die Revision weiter rügt — hinsichtlich der Verleihung

des Verwundetenabzéichens in Gold und der Verknüpfung des
'Zeitpunkts der Verwundung im Jahre 1945 mit dem Beginn der

russischen Offensive im Weichselbogen von nicht zutreffenden

Erwägungen ausgegangen ist. Nachdem die beiden vorher behan—

delten wissentlich falschen Angaben des Klägers bereits die

Erteilung des Anfechtungshescheides rechtfertigen, kam es auf

die.Ausführungen der angefochtenen Entscheidung hierzu nicht

mehr an.

Die weitere Rügé des Klägers, der
Zeitpudkt

seines Eintreffens

in Küstrin sei fehlerhaft festgestellt werden, greift eben—

falls nicht durch. Bei der Beurteilung dieser Zeitfolge ist

das LSG davon ausgegangen, daß Fraustadt am 1. Februar 1945

von den Russen besetzt worden ist. Die Revisionsrügen hierge—

gen sind nicht begründet. Der vom Kläger beigebrachten Beschei—
lnie

gung des Süddeutschen Rundfunks steht die vom Beklagten vor—

gelegte Äußerung des Landesarchivs Berlin entgegen. Das LSG
hat auch für seine Feststellung eine hinreichende Stütze in

seiner allgemeinen Geschichtskenntnis gehabt, welche durch

die vom Kläger beigebrachte Stellungnahme des Süddeutschen

Rundfunks nicht widerlegt worden ist. Die Ausführungen des

Berufungsgerichts über Kälte und Schneereichtum beruhen

ebenfalls auf der allgemeinen Geschichtekennthis des Gerichts,

wie sie aus den damaligen Berichten und aus den Äußerungen

im Schrifttum
hinlänglich

belegt sind. Außerdem hat der Klä—

ger im Termin zur mdndlichen Verhandlung vor dem LSuG am 7

Dezember 1960 ausdrücklich ausgeführt, das Wetter sei kalt
und schneereich gewesen. Aus der Annahme der Kälte und des

Schneereichtums sind für die Dauer der Flucht von Fraustadt

nach Küstrin keine weiteren Schlüsse ge20gen worden. Diese An-
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gaben spielen eine Rolle nur für die Erwägung des LSG, ob

der Kläger nach der von ihm behaupteten schweren Operation

mit nachfolgender praktischer Blindheit überhaupt den Stra-

pazen dieses Marsches gewachsen gewesen sein konnte° Diese

Erwägung allein aber trägt nicht die Feststellung, die Fol—

gen der angeblichen Verwundung und die Möglichkeit, trotz

dieser Folgen die Flucht durchzuführen, seien nicht wahr—

heitsgemäß. Infolgedessen ist die Rüge einer unzureichenden

Sachaufklärüng auch insoweit nicht begründet: '

Ebenfalls unbegründet ist die Revisionsrüge des Klägers, das
Berufungsgericht habe die Beweise hinsichtlich der Glaub—

würdigkeit des Klägers unrichtig gewürdigt. Er hat einge—

räumt, daß er über seinen beruflichen Werdegang und insbe—

sondere im Entnazifizierungsverfahren unrichtige Angaben

gemacht habe° Wenn das LSG hieraus den Schluß gezogen hat,

dem Kläger könne auch im vorliegenden Verfahren nicht un—

eingeschränkt, sondern nur insoweit Glauben geschenkt wer-

’den, als seine Angaben durch Zeugen oder amtliche Unterlageny

belegt werden, so hat es damit die ihm gezogenen Grenzen

des Rechts der freien Beweiswürdigung nicht überschritten.

Denn es kommt darauf an, ob die Angaben des Klägers nach den
Gesamtumständen des Falles und nach den allgemeinen Erfah—

frungen des Lebens als glaubwürdig erscheinen. Die Gesamtum—

stände des Falles aber sind nicht nur die Schilderungen des

Klägers in diesem Verfahren, sondern vor allem auch seine

Gesamtpersönlichkeit° Wenn sie infolge des Verhaltens in
anderen Verfahren nicht als lauter erscheint, so konnte

ohne Rechtsverstoß angenommen werden, daß die nicht belegten

Angaben in diesem Verfahren — zumal der Kläger auch hier

nach den das Revisionsgericht bindenden Feststellungen des

LSG nicht bei der Wahrheit geblieben ist — nicht glaubwür—

dig seien° ' ' ‘

Schließlich ist auch die Beweiswürdigung des LSG hinsicht—

lich der vorgebrachten Hirnverletzung bedenkenfrei. Insoweit

hat es zutreffend berücksichtigt, daß nur das Eintreffen
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des Klägers in Küstrin Mitte Februar 1945, die Verletzungen

’am Hinterkopf und Rücken sowie das Aufsuehen des Verbands-

platzes durch die Bekundungen der Zeugin G:::i:i fest$tehen.

Weitere Unterlagen über Art, Schwere und Folgen dieser Ver?

wendung sind nicht vorhanden. Das Berufungsrericht hatte

jedoch in dem Gutachten des Sachverständigen Dr. N::zf::::

vom 18. März 1959 eine hinreichende Unterlage für eine Beur—

teilung der Folgen dieser Verwundung, soweit sie zur Zeit

der Antragstellung und der Entscheidung die Erwerbsfähigkeit

des Klägers beeinträchtigen. Zu Unrecht verweist die Revi—

sion auf das entgegcnstehende Gutachten des Facharztes Dr.

s die Angaben des Klägers als nicht glaubwürdig erachtet hat.

Das Gutachten des Sachverständigen Dr. N:::::;:: ist von der
gleiehen Grundlage ausgegangen. Der Sachverständige Dr. B::—

:::_hat im Gegensatz hierzu angenommen, der Kläger sei glaub—

würdig und nur wegen seiner Glaubwürdigkeit ist er zu den dem

Gutachten des D%. N===::=:: entgegensteh@nden Schlüssen ge—
kommen. Infolgedessen konnte das LSG unbedenklich dem Sach—

verständigen Dr. N:rzzzzrx folgen. Aueh die Sachverständigen

Dr. w::::: und Prof. Dr. St::5:= standen dem nicht entgegen.
Beide haben bereits Bedenken gegen das Vorliegen eines hirn—

traumatischen Prozesses geäußert, haben ihn aber schließlich

deshalb angenommen, weil die Befunde nicht dazu ausreichtcn,

eine einmal anerkannte Hirnverletzung rückgängig zu machen.

Es handelte sich also insoweit damals nicht in erster Linie

um eine medizinische Erwägung. In medizinischer Hinsicht hat

sich aber_beim Vergleichen der früher erhobenen elektroencc—
phalographisehen Befunde mit denen des Dr. Nut, ;«vr aus dem

Jahre 1959 eine sichere Beurteilung ergeben, welehe die frü—
her geäußerten Zweifel bestätigt haben und einen hirntrauma—

tischen Schaden ausschließen ließen. Infolgedessen greift

auch diese Edge einer fehlerhaften Beweiswürdigung nicht
durch.

Die Feststellungen des LSG über die Lungentuberkulose sind
mit der Revision nicht angegriffen, vielmehr ist ausdrück—
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lich ausgeführt, im Jahre 1941 sei an der Lunge kein Befund
zu erheben gewesen.

Dementsprechend ist das LSG nach Erhebung der erforderlichen

Beweise in einer Beweiswürdigung, die frei von Rechtsirrtum

ist, zu dem Ergebnis gelangt, daß der Kläger Tatsachen, die

für die Entscheidung des VersorgA von wesentlicher Bedeutung

waren, wissentlich falsch angegeben und verschwiegen hat. Es

hat mithin zu Recht die Voraussetzungen des @42 Abs. 1 Nr.}
VeerG für die Erteilung eines neuen Bescheides als gegeben

erachtet. Bei einem Verfahren nach 5 42 VeerG kommt es
end—

lich — im Gegensatz zu 5 41 VeerG — nicht darauf an, daß
die Unrichtigkeit des früheren Bescheides im Zeitpunkt seines

‘Erlasses außer Zweifel steht. Vielmehr ist hier maßgebend,
daß das Verfahren des VersorgA bis zum Brlaß des endgültigen

Bescheides vom 18, Oktober 1951 wegen der unrichtigen Anga—

ben des Klägers fehlerhaft gewesen ist. Dieses fehlerhafte

Verfahren berechtigte und verpflichtete die Verwaltungsbe-

hördc zu einer neuen féhlerfreien Feststellung, die das Ver—

sorgA in dem Neufeststellungsbescheid vom 51° März 1958 vor—

genommen hat, in dem es nur noch die chronische Magen— und

Zwölffingerdarmentzündung anerkannt gelassen hat. Das LSG

hat diese Schädigungsfolge in seiner Entscheidung neu gefaßt*

und deswegen — auf Grund der ausreichenden Stellungnahme

des Dr° N=it:.vom 10. September 1958 und des Dr. ':i:::::r

vom 12" Januar 1953 — Rente nach einer MdB um 30 V.H. gewährt°

Wenn das LSG im UrteilsäuSspruch auf die Berufung des Be—

klagten dessen Bescheide vom 18" Oktober 1951 und 31. Januar

1953 aufgehoben hat, obwohl der erstgenannte Bescheid durch

den Anfechtungsbescheid vom 31. März 1958 bereits zurückge—

nommen war, und die Anerkennung des Magenleidens durch den

Bescheid vom 31. Januar 1953 Vom Berufungsgericht aufrecht;

erhalten ist, so ist dies unschädlich° Denn das Berufungs—

'gericht hat durch diese Fassung der Urteilsformel nur klar—

gestellt, in welcher Weise es das Versorgungsrechtsverhält—

nis des Klägers festgestellt hat.
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Was Schließlich die Rückforderung der empfangenen Leistungen

anlangt, die in dem Anfechtungsbescheid dem Grunde nach aus—
gesprochen ist, so ist auch diese nach 5 47

VeerG dem Grunde

nach gerechtfertigt. Diese Vorschrift und der in ihr niederge—

legte allgemeine Verwaltungsrechtssatz beziehen sich nicht nur

auf die Zeit seit dem Inkrafttreten des VeerG, sondern auch

auf die zurückliegende Zeit. Infolgedessen ist auch dieser

Teil des Bescheides und der angefochtenen;Entscheidung frei von
Rachtsirrtum.

Ds sonach die Révision nicht begründet ist, war sie nach 5 170

Abs. 1 Satz 1 SGG zurückzuweisen.

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 193 Abs. 1 SGG.
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